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Auswirkungen des Genehmigungsvorbehalts für Wohnungsauszüge bei jungen 
Volljährigen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Das Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Gesetze (1. SGB-II-Änderungsgesetz) vom 24. März 2006 hat für erwerbslose 
junge Menschen, die volljährig und noch nicht 25 Jahre alt sind, durch ein fak- 
tisches Auszugsverbot und die erweiterte Unterhaltsverpflichtung der mit ihnen 
in Bedarfsgemeinschaft lebenden Eltem( teile) die Lebensbedingungen erheb- 
lich und zumeist zusätzlich belastet. Die Möglichkeit eines Auszuges wird durch 
§ 22 Absatz 2a SGB II stark eingeschränkt. Die möglichen Auswirkungen der 
„Verhaftung junger Volljähriger in der familiären Bedarfsgemeinschaft“ (Peter 
Schruth: Zur Rechtsqualität des § 22 Absatz 2a SGB II für junge Volljährige mit 
Verselbständigungsbedarf, Berlin 2008, S. 14) sind gravierend. Verschärfende 
familiendynamische Konflikte, Existenzgefährdungen durch Wohnungs- oder 
Obdachlosigkeit oder Schul- und Ausbildungsabbrüche infolge familiärer Kon- 
flikte. Statt den Jugendlichen mehr Möglichkeiten für ein selbstbestimmtes Le- 
ben zu ermöglichen und damit ihren Weg in die Eigenständigkeit zu fördern, 
werden sie durch diese Bestimmung im elterlichen Haushalt „verhaftet“. Auf 
dem Weg ins Erwachsenensein zu leistenden Entwicklungsaufgaben werden ge- 
setzlich enorm erschwert. Das ist ein nicht hinnehmbarer massiver Eingriff in 
das Leben von Jugendlichen. 


1 . Welche Gründe haben die Bundesregierung 2006 veranlasst, einen Geneh- 
migungsvorbehalt für Wohnungsauszüge in § 22 Absatz 2a SGB II zu veran- 
kern? 

Aufgrund der in Deutschland geltenden Gewaltenteilung ist die genannte Vor- 
schrift von den gesetzgebenden Körperschaften beschlossen worden. Für die 
Antwort wird deshalb auf die Begründung des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bundestages zur Einführung des § 22 Absatz 2a SGB II 
mit dem Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und ande- 
rer Gesetze (Bundestagsdrucksache 16/688, S. 14) verwiesen. Im Übrigen teilt 
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die Bundesregierung die in der Vorbemerkung der Fragesteller zum Ausdruck 
gebrachten Bewertungen nicht. 


2. Durch welche Studien, Sachverhalte und Kenntnisse waren die Gründe der 
Bundesregierung empirisch belegt? 

Die gesetzliche Regelung erfolgte aus der Erkenntnis heraus, dass Kinder, die 
weiterhin im Flaushalt leben, nicht die Generalkosten des Haushalts zu tragen 
haben. Aus diesem Grund erfolgte die Einbeziehung von volljährigen unverhei- 
rateten Kindern bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres in die Bedarfsgemein- 
schaft der Eltern. § 22 Absatz 2a SGB II diente in diesem Zusammenhang auch 
dem Zweck, einem auf Grund der damit einhergehenden verschärften Einkom- 
mensanrechnung innerhalb der neu gebildeten Bedarfsgemeinschaft zu erwar- 
tenden Ausweichverhalten entgegenzuwirken. 


3 . In welche Grundrechte der betroffenen Leistungsberechtigten greift die Bun- 
desregierung durch das faktische Auszugsverbot für junge Erwachsene ein, 
und wie rechtfertigt die Bundesregierung diese Eingriffe? 

4. Wie bewertet die Bundesregierung die Rechtfertigung der Eingriffe in die 
Grundrechte der Leistungsberechtigten im Lichte der bisherigen praktischen 
Erfahrungen? 

Der Gesetzgeber greift durch die Regelung des § 22 Absatz 5 SGB II (bzw. bis 
3 1 . März 2011 § 22 Absatz 2a SGB II) nicht in Grundrechte ein. Das Recht, eine 
eigene Wohnung zu beziehen, besteht unabhängig von der Frage, ob für die 
damit zusammenhängenden Aufwendungen Sozialleistungen erbracht werden. 


5. Plant die Bundesregierung eine Veränderung dieser gesetzlichen Regelung? 
Wenn nein, waram nicht? 

Die Regelung des § 22 Absatz 2a SGB II wurde bei der Neufassung des § 22 
SGB 11 durch das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung 
des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch unverändert in § 22 Ab- 
satz 5 SGB II überführt. Die Bundesregierung orientiert sich weiterhin an den 
gesetzgeberischen Motiven, die zur Einführung des damaligen § 22 Absatz 2a 
SGB II geführt haben. 


6. Wie viele Anträge auf die Genehmigung von Erstauszügen aus der elter- 
lichen Wohnung wurden seit Inkrafttreten des SGB-II-Änderungsgesetzes 
pro Jahr gestellt (bitte nach Bundesländern, Geschlecht und Migrationshin- 
tergrund aufgeschlüsselt)? 

7. Wie hoch ist der relative Anteil der bewilligten Anträge auf einen Erstaus- 
zug? 

Wie hoch ist die absolute Zahl der bewilligten Anträge (bitte nach Bundes- 
ländern, Geschlecht und Migrationshintergrund aufgeschlüsselt)? 

8 . Gibt es Veränderungen im zeitlichen Verlauf in der Anzahl der gestellten und 
der genehmigten Anträge? 
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9. Wie viele Anträge auf einen Umzug nach dem Erstauszug wurden gestellt 
(bitte nach Bundesländern, Geschlecht und Migrationshintergrund aufge- 
schlüsselt)? 

10. Wie hoch ist der relative und absolute Anteil der bewilligten Umzugsan- 
träge? 

Gibt es Veränderungen im zeitlichen Verlauf in der Anzahl der gestellten 
und auch der genehmigten Anträge? 

1 1 . Wie viel Zeit nimmt die Bearbeitung eines entsprechenden Antrags durch- 
schnittlich in Anspruch? 

12. Wer sind die AntragstellerZ-iimen (bitte aufgeschlüsselt nach Alter, Ge- 
schlecht, Migrationshintergrund, Bundesländern, Stadt-Land)? 

13. Wie viele Jugendliche hatten einen Auszug aus der elterlichen Wohnung 
aufgrund des Tatbestandes 

a) „schwerwiegender sozialer Grund“, 

b) „zur Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt erforderlich“ und 

c) „sonstiger ähnlich schwerwiegender Grund“ beantragt? 

14. Welche konkreten Sachverhalte sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung jeweils gemeint mit 

a) „schwerwiegender sozialer Grund“, 

b) „zur Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt erforderlich“ und 

c) „sonstiger ähnlich schwerwiegender Grund“? 

15. Wie vielen der Anträge wurden aufgrund der aufgelisteten einzelnen und 
kombinierten Gründe jeweils stattgegeben? 

Um welche Kombinationen handelte es sich gegebenenfalls? 

16. In wie vielen Fällen und mit welcher Begründung wurde bei Ablehnung 
eines Auszugs aus der elterlichen Wohnung gesetzlicher Widerspruch ein- 
gelegt? 

17. Wie oft wurde einem gesetzlichen Widerspruch gegen die Ablehnung eines 
Auszugs aus der elterlichen Wohnung stattgegeben (bitte in absoluten und 
relativen Zahlen)? 

18. In wie vielen Fällen sind junge Erwachsene ohne vorherige Zusicherung 
der Kostenübemahme durch den zuständigen Grundsicherungsträger aus 
der elterlichen Wohnung ausgezogen, und in wie vielen Fällen ist die Kos- 
tenübemahme trotzdem bzw. nicht erfolgt? 

Das Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld wird, soweit es für die Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung geleistet wird, von den kommunalen Trägem der 
Grundsichemng für Arbeitsuchende erbracht, die der Landesaufsicht unterlie- 
gen. Der Bundesregiemng liegen dazu deshalb keine Daten vor. 
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19. Wie bewertet die Bundesregierung Aussagen, z. B. der Bundesarbeits- 
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V., wonach die restriktiven Auszugs- 
regelungen im SGB 11 zu einer erhöhten Wohnungslosigkeit von Menschen 
unter 25 Jahren beiträgt? 

Eine solche Aussage ist nicht nachvollziehbar. Bei Vorliegen der in § 22 Ab- 
satz 5 Satz 2 SGB II genannten Gründe ist der kommunale Träger zur Abgabe 
einer Zusicherang zur Anerkennung von Bedürfen für Unterkunft und Heizung 
bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, verpflichtet. 

ln allen anderen Fällen besteht ein Anspruch der unter 25 -jährigen Person auf 
eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über eine Zusicherung der Anerken- 
nung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung. Anhaltspunkte dafür, dass Zu- 
sicherangen in begründeten Fällen abgelehnt worden wären, liegen der Bundes- 
regierung aus den in der Antwort zu den Fragen 6 bis 18 genannten Gründen 
nicht vor. 


20. Für den Fall, dass die Bundesregierung keine Daten zur Beantwortung der 
zuvor gestellten Fragen hat, inwieweit empfindet die Bundesregierang die 
unzureichenden Informationen als Mangel, den es auf welche Art und Weise 
zu korrigieren gilt, und welche andere Instanz verfügt nach Ansicht der 
Bundesregierung über die entsprechenden ausreichenden Informationen? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, welche Informa- 
tionen und in welchem Umfang Informationen über die Fragestellungen in den 
Fragen 6 bis 18 bei den zuständigen Aufsichtsbehörden der Länder vorliegen. 
Diese köimen gegebenenfalls zu den dort vorliegenden Informationen Auskunft 
geben. 


2 1 . Welche öffentlichen und nicht-öffentlichen Anlaufstellen gibt es für Jugend- 
liche, die aus dem elterlichen Haushalt ausziehen möchten und Bedarf 
nach unabhängiger Beratung haben? 

Sofern Anlass für den Auszugswunsch itmerfamiliäre Konflikte sind, bieten die 
speziellen Jugendberatungsstellen wie auch die allgemeinen Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen Unterstützungsangebote, Hilfe und Beratung. 

Nach dem Bundeskinderschutzgesetz erhalten Kinder und Jugendliche zudem 
einen eigenen, subjektiven Beratungsanspruch in Not- und Krisensituationen. 


22. Wie viele und welche Anlaufstellen gibt es (bitte nach Bundesländern auf- 
geschlüsseln)? 

Die Anzahl der Erziehungs- und Familienberatungsstellen sowie Jugend- 
beratungsstellen der Kinder- und Jugendhilfe als mögliche Anlaufstellen für 
Jugendliche und junge Volljährige können der nachfolgenden Tabelle ent- 
nommen werden. 
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Beratungseinrichtungen in der Kinder- und Jugendhilfe im Verhältnis zur Zahl 
der 15- bis unter 25-Jährigen nach Bundesländern; 2006 



Erziehungs- und Fa- 
milienberatungsstelle 

Jugendberatungsstelle 
gemäß § 11 SGB VIII 

Absolut 

Angaben 

pro 

100 000 
der 15- bis 
unter 25- 
Jährigen 

Absolut 

Angaben 

pro 

100 000 
der 15- bis 
unter 25- 
Jährigen 

Deutschland 

1 379 

14 

372 

4 

Baden-Württemberg 

135 

11 

24 

2 

Bayern 

135 

9 

12 

1 

Berlin 

42 

11 

10 

3 

Brandenburg 

55 

17 

13 

4 

Bremen 

8 

10 

2 

3 

Flamburg 

37 

19 

6 

3 

Flessen 

92 

14 

44 

7 

Mecklenburg-Vorpommern 

85 

37 

77 

34 

Niedersachsen 

160 

18 

41 

5 

N ordrhein- Westfalen 

325 

16 

75 

4 

Rheinland-Pfalz 

77 

16 

14 

3 

Saarland 

13 

11 

0 

0 

Sachsen 

79 

15 

35 

7 

Sachsen-Anhalt 

40 

13 

2 

1 

Schleswig-FIolstein 

50 

16 

7 

2 

Thüringen 

46 

16 

10 

3 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe-Einrichtungen und tätige Perso- 
nen (ohne Tageseinrichtungen für Kinder) 2006; Zusammenstellung und Berechnung Arbeitsstelle Kinder- 
und Jugendhilfestatistik. 


23. Wie bewertet die Bundesregiemng die Vorschriften im Hinblick darauf, 
dass junge Menschen wichtige Entwicklungsaufgaben während des Über- 
gangs vom Kindes- zum Erwachsenenstatus bewerkstelligen müssen, zu 
denen auch die Ablösung vom Elternhaus gehört? 

Die Vorschrift des § 22 Absatz 5 SGB 11 ist für die Entwicklung junger Men- 
schen hilfreich. Sie enthält das in der Grundsicherung für Arbeitsuchende zen- 
trale Element des Förderns und Forderns. Unverheiratete Personen bis zur Voll- 
endung des 25. Lebensjahres können im Ergebnis nur daim einen (erstmaligen) 
Vertrag über eine eigene Unterkunft abschließen, wenn sie aus eigenem Einkom- 
men (oder zum Beispiel aus Unterhaltszahlungen seitens der Eltern) über die 
dafür erforderlichen Mittel verfügen. Eine Bestreitung dieser Kosten aus unter 
anderem von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufgebrachten Steuer- 
mitteln ist nur gerechtfertigt, soweit ein Grund vorliegt, der den kommunalen 
Träger verpflichtet oder berechtigt, eine Zusicherung abzugeben. 
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24. Wie bewertet die Bundesregierung die Vorschriften iin Hinblick darauf, 
dass das Auszugsverbot familiäre Konflikte zwischen Eltern und Jugend- 
lichen administrativ befördert, da ein Auszug erschwert wird? 

Die Bundesregierung hält diese Befürchtung für unbegründet. Zwar ist denkbar, 
dass Konflikte dadurch entstehen könnten, dass eine Person durch die Regelung 
des § 22 Absatz 5 (bis 3 1 . März 201 1 : § 22 Absatz 2a) SGB 11 länger im Haushalt 
der Eltern verbleibt. Soweit durch die erstmalige Begründung eines eigenen 
Hausstandes Hilfebedürftigkeit entsteht, weil die Eltern insgesamt nicht hilfebe- 
dürftig sind, ist in diesem Zusammenhang daraufhinzuweisen, dass auch vor der 
Einführung des § 22 Absatz 2a SGB II das betroffene Kind ggf. Unterhaltsan- 
sprüche gegen die Eltern hatte, die nach § 33 SGB II auf die Träger der Grund- 
sicherang für Arbeitsuchende übergangen sind. Insoweit liegt allein durch den 
Auszug des Kindes kein finanzieller Vorteil für die Eltern vor, der konfliktträch- 
tig sein könnte. Im Übrigen ist der kommunale Träger nach § 22 Absatz 5 Satz 2 
SGB II zur Zusicherung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung für die Zeit 
nach einem Umzug verpflichtet, wenn die oder der Betroffene aus schwerwie- 
genden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern oder eines Eltem- 
teils verwiesen werden kann oder ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund 
vorliegt. 


25. Wie bewertet die Bundesregierung die Ungleichbehandlung, die sich dar- 
aus ergibt, dass Jugendliche im Recht des SGB III/Berafsausbildungs- 
fordemngsgesetz das Elternhaus verlassen dürfen, während das SGB II den 
Verbleib im Elternhaus als Regelfall ansieht? 

Nach Auffassung der Bundesregierung liegt keine Ungleichbehandlung vor. 

Im Bereich der Ausbildungsförderung nach dem SGB 111 und dem Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz (BAföG) ist davon auszugehen, dass der Bezug einer 
Wohnung für die Ausbildung erforderlich ist. Insoweit liegt ein § 22 Absatz 5 
Satz 2 Nummer 2 SGB 11 vergleichbarer Grund vor. 
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